
 

 

 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Landratsamtes Böblingen 

 

Landratsamt Böblingen 

Untere Wasserbehörde 

Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

-Feststellung einer UVP-Pflicht- 

 

Bekanntgabe gem. § 5 Abs. 2 UVPG des Ergebnisses einer standortbezogenen Vorprü-

fung nach § 7 Abs.2 UVPG 

Im Zuge der durch Wasserrahmenrichtlinien (WRRL) geforderten Bestandserhebung wurde 

das Gewässer Schaich im Bereich „Brücke Schulsteige / Tübinger Straße mit einer “stark ver-

änderten“ Gewässerstrukturgüte bewertet. Um die Gewässergüte im Sinne der Regelungen 

der WRRL nachhaltig zu verbessern, beabsichtigt die Gemeinde Weil im Schönbuch, die 

Schaich auf einer Fließstecke von ca. 60 m unterhalb und ca. 10 m oberhalb der Brücke 

„Schulsteige / Tübinger Straße“ naturnah umzugestalten. Die im Planungsbereich beidseitig 

vorhandene Uferbefestigung (u.a. massive Mauern) soll hierfür entfernt, und das Bachbett 

nach links verschwenkt werden. Ziel der Maßnahme ist, unter den gegebenen Restriktionen, 

eine möglichst natürliche Laufentwicklung des Gewässers auszubilden sowie eine ökologische 

Durchgängigkeit herzustellen. Durch die Maßnahme soll eine Erhöhung der Breiten-.Tiefen-, 

und Strömungsdiversität entstehen. Gleichzeitig soll mit dem vorgesehenen Gewässerausbau 

eine ausreichende Kapazität für den Hochwasserabfluss sowie ein geringerer Gewässerun-

terhaltungsaufwand erreicht werden. 

 

Die vorgesehene Gewässerverlegung beinhaltet u.a. dass an die Stelle vorhandener und de-

solate Ufer- und Sohlbefestigung naturnah angelegte Uferbereiche mit naturnaher Sicherungs-

bauweisen treten. Ein Austausch des unterhalb der Straße (K1058) verlaufenden, baufälligen 

Durchlasses gegen einen großdimensionierten Rechteckdurchlass soll künftig eine ökologi-

sche Durchgängigkeit des Gewässers sicherstellen. 

 

Bei der geplanten Maßnahme handelt es sich nach § 67 Abs. 2 Satz 1 WHG um eine Gewäs-

serausbaumaßnahme. Für die vorgesehene Gewässerveränderung war gemäß § 7 Absatz 2 

i. V. m. Anlage 1 Ziffer 13.18.2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 

18.03.2021 (UVPG) zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147) eine 

standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. Die standortbezogene Vorprü-

fung hatte als überschlägige Prüfung in zwei Stufen zu erfolgen.  

 

In der ersten Stufe war zu prüfen, ob für das Vorhaben besondere örtliche Gegebenheiten 

nach den in Anlage 3 Ziffer 2.3 UVPG genannten Schutzkriterien vorliegen. Folgende Schutz-

kriterien waren beim vorliegenden Projekt bekannt und betroffen:  

 

• Ziffer 2.3.1, Anlage 3 UVPG  

Angrenzendes Vogelschutzgebiet “Schönbuch“( Schutzgebiets-Nr. 7420441) 
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• Ziffer 2.3.4, Anlage 3 UVPG  

Landschaftsschutzgebiet „Schönbuchrand vom Schaichhof bis Dettenhausen mit 

Schaich-, Ramsbachtal und Österhalde“ (Schutzgebiets-Nr. 1.15.076) 

 

• Ziffer 2.3.7, Anlage 3 UVPG  

Offenlandbiotop „Naturnahe Bachabschnitte der Schaich mit Auwaldstreifen“ (Biotop-

Nr. 173201151752) 

 

• Ziffer 2.3.8, Anlage 3 UVPG  

Überschwemmungsgebiet nach §76 WHG 

Risikogebiete nach §73 Abs.1 WHG, Überflutungsflächen laut Hochwassergefahren-

karte (HWGK) 

 

Es war daher in einer zweiten Stufe zu prüfen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des 
Gebietes nach den Kriterien der Anlage 3 UVPG betreffen. Die Beurteilung der ökologischen 
Empfindlichkeiten und der zu erwartenden Auswirkungen auf den Standort und die Schutz-
güter haben gezeigt, dass durch die naturnahe Umgestaltung des Gewässers keine erhebli-
chen umweltrelevanten Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima, Luft und Landschaft, kultu-
relles Erbe und sonstige Sachgüter zu erwarten sind. Eine sich während der kurzen Bau-
phase erhöhende Lärm- und Abgasimmission ist zeitlich begrenzt und kann durch das Tref-
fen geeigneter Maßnahmen minimiert werden, so dass auch hier davon ausgegangen wer-
den kann, dass keine erheblichen negativen Auswirkungen entstehen.  
 

 

Aus den vorgenannten Gründen wird festgestellt, dass für das beabsichtigte Vorhaben keine 

Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Diese Feststel-

lung wird hiermit entsprechend § 5 Abs. 2 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben.  

 

Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 

 

Die entscheidungserheblichen Unterlagen sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen 

des Umweltinformationsgesetzes zugänglich und können beim Landratsamt Böblingen, Amt 

Bauen und Umwelt, zu den üblichen Dienstzeiten eingesehen werden.  

 

Böblingen, den 22.12.2023 

 

 

gez. Wohland 


